
 

 

 

 

 

 

Pressemitteilung 

 

Berlin, 16. Januar 2019: Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) fordert mit dem Terminservice- 

und Versorgungsgesetz (TSVG) insbesondere ein Sofortprogramm für psychisch kranke Menschen. Ein 

Drittel der Patienten, bei denen in einer psychotherapeutischen Sprechstunde diagnostiziert wurde, dass 

sie psychisch krank sind und eine ambulante Psychotherapie benötigen, warten sechs bis neun Monate 

auf den Beginn der Behandlung. Deshalb fordert die BPtK in ländlichen Regionen und im Ruhrgebiet rund 

1.500 psychotherapeutische Praxen zusätzlich. 

 

„Das monatelange Leid psychisch kranker Menschen, bevor sie behandelt werden können, muss dringend 

verkürzt werden“, fordert BPtK-Präsident Dr. Dietrich Munz. „Dafür müssen mehr Psychotherapeuten zu-

gelassen werden. Denn dort, wo mehr Psychotherapeuten arbeiten, sind die Wartezeiten nachweislich am 

kürzesten.“ Bundesgesundheitsminister Jens Spahn plane mit dem TSVG bereits die Krankenversorgung 

vor allem dort zu verbessern, wo besonders große Versorgungs- und Terminschwierigkeiten bestehen. 

„Besonders schlecht versorgt sind aber insbesondere psychisch kranke Menschen, die seit Jahren nicht 

rechtzeitig behandelt werden können“, betont Munz. „Dadurch verschlimmern sich psychische Beschwer-

den oder sie chronifizieren.“ Leitlinien empfehlen bei fast allen psychischen Erkrankungen eine Psycho-

therapie. 

 

Die Wartezeiten auf eine Behandlung sind dort am längsten, wo am wenigsten Psychotherapeuten je Ein-

wohner arbeiten. „In ländlichen Regionen werden deutlich weniger psychotherapeutische Praxen zugelas-

sen als in den Großstädten“, erläutert der BPtK-Präsident. „Deshalb sind die Wartezeiten dort auch am 

längsten.“ Dies lasse sich zum Beispiel für Baden-Württemberg belegen, wo er selbst in einer Klinik ar-

beite. Psychisch kranke Menschen warten in den städtischen Zentren mit mehr als 60 Psychotherapeuten-

sitzen je 100.000 Einwohnern durchschnittlich 12 Wochen auf eine psychotherapeutische Behandlung: 

beispielsweise in Tübingen 9,8 Wochen, in Heidelberg 11,7 Wochen und in Freiburg 12,5 Wochen. In den 

ländlichen Regionen mit weniger als 20 Psychotherapeutensitzen je 100.000 Einwohner sind die Wartezeit 

dagegen fast doppelt so lang und betragen 20,7 Wochen. „Ich erwähne ausdrücklich Freiburg, weil Bun-

desgesundheitsminister Jens Spahn im Deutschen Bundestag behauptet hat, dass in Freiburg die Warte-

zeiten am längsten seien, weil es dort am meisten Psychotherapeuten gäbe“, ergänzt BPtK-Präsident 

Munz. „Da war der Bundesgesundheitsminister schlecht informiert.“ 
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Die BPtK fordert die zusätzlichen psychotherapeutischen Praxen insbesondere für die ländlichen Regio-

nen. Dort sind nach der Bedarfsplanung besonders wenige Psychotherapeuten vorgesehen. „Menschen in 

ländlichen Regionen leiden jedoch keineswegs seltener an psychischen Erkrankungen“, stellt Munz fest. 

„Es ist deshalb eine gravierende Fehlplanung, dort weniger Psychotherapeuten zuzulassen als in den 

Großstädten“. Das Sofortprogramm, das die BPtK fordert, soll deshalb vor allem die psychotherapeutische 

Versorgung außerhalb städtischer Zentren verbessern. Einzige Ausnahme ist das Ruhrgebiet, das in der 

Bedarfsplanung als Sonderregion behandelt wird und deshalb ähnlich schlecht psychotherapeutisch ver-

sorgt ist wie die ländlichen Regionen.  

 

Abbildung: Wartezeiten auf eine psychotherapeutische Behandlung  

 
Abrechnungsdaten von 240.357 Patientinnen und Patienten, die erstmals im 2. Quartal 2017 in einer psychotherapeuti-

schen Sprechstunde waren und danach in den Quartalen 2/2017 bis 1/2018 eine Behandlung erhielten. 
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